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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

IV/1 - 68070 - E - Re 8/70 Bonn, den 19. August 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Rechtsangleichung in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates zur Änderung der Richtlinie des 
Rates vom 9. April 1968 über den Verkehr mit vegetativem 
Vermehrungsgut von Reben. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 30. Juli 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen, die Anhörung des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses nicht. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Horst Ehmke 


Druck: Buciid rucke rei R. Madel, 5307 Waditberg* Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
zur Änderung der Richtlinie des Rates vom 9. April 1968 über 
den Verkehr mit vegetativem Vermehrungsgut von Reben 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere Ar- 
tikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es ist angebracht, einige Vorschriften der Richt- 
linie des Rates vom 9. April 1968 über den Verkehr 
mit vegetativem Vermehrungsgut der Reben zu 
ändern. 

Durch die Verordnung vom 1970 über 

die Regeln zur Errichtung einer Klassifizierung der 
Rebsorten ist der Anbau der Rebsorten in den 
einzelnen Gebieten festgelegt worden. 

Es besteht deshalb lediglich ein Bedürfnis, Ver- 
mehrungsgut derjenigen Sorten zum freien Verkehr 
in einem Mitgliedstaat zuzulassen, die dort ange- 
baut werden dürfen. 

Hierdurch entfällt die Notwendigkeit, einen ge- 
meinsamen Sortenkatalog zu schaffen, der alle die 
Sorten zusammenfaßt, deren Vermehrungsgut frei 
in der Gemeinschaft verkehren kann. 

Andererseits bleibt es erforderlich, daß alle Mit- 
gliedstaaten einen nationalen Katalog der auf ih- 
rem Gebiet zur Anerkennung sowie der zur Kon- 
trolle von Standardvermehrungsgut zugelassenen 
Sorten anlegen. 

Die Anlegung dieser Kataloge muß einheitlich 
davon abhängig gemacht werden, daß die zugelas- 
senen Sorten unterscheidbar, beständig und hin- 
reichend homogen sind. 

Für alle Prüfungen im Hinblick auf die Zulassung 
einer Sorte müssen weitgehend einheitliche Krite- 
rien und einheitliche Mindestanforderungen für die 
Durchführung festgelegt werden. 

Dabei muß sichergestellt werden, daß die Prüfun- 
gen möglichst gleichzeitig mit den Wertprüfungen 
für die Klassifizierung durchgeführt werden. 

Sofern auf dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaa- 
tes üblicherweise keine Vermehrung und kein Ver- 
kehr mit Vermehrungsgut von Reben stattfindet, 
ist es angebracht, die Möglichkeit vorauszusehen, 
daß dieser Mitgliedstaat gemäß dem Verfahren des 
Ständigen Ausschusses für das landwirtschaftliche, 
gartenbauliche und forstliche Saat- und Pflanzgut- 
wesen von der Verpflichtung entbunden wird, 
diese Richtlinie anzuwenden — 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie des Rates vom 9. April 1968 über den 
Verkehr mit vegetativem Vermehrungsgut von Re- 
ben wird nach Maßgabe der folgenden Artikel ge- 
ändert. 

Artikel 2 

Die Vorschriften des Artikels 2 Absatz (2) Buch- 
stabe a) werden durch folgende Vorschriften er- 
setzt: 

„ (2) Die Mitgliedstaaten können vorübergehend 
nach dem Inkrafttreten der Rechts- oder Verwal- 
tungsvorschriften, die erforderlich sind, um den 
Bestimmungen dieser Richtlinie nachzukommen, vor- 
sehen, da'B" Vermehrungsgut, welches zur Erstellung 
von Mutterrebenbeständen oder von Rebschulen 
verwendet worden ist, dem Vermehrungsgut gleich- 
steht, das nach den Bestimmungen dieser Richtlinie 
anerkannt oder kontrolliert worden ist, wenn dieses 
Vermehrungsgut vor seiner Verwendung die gleiche 
Gewähr geboten hat wie das nach dieser Richtlinie 
anerkannte oder kontrollierte Vermehrungsgut.'' 

Artikel 3 

Der Text von Artikel 5 wird durch folgenden Text 
ersetzt: 

„Artikel 5 

Jeder Mitgliedstaat legt einen Katalog der in sei- 
nem Gebiet amtlich zur Anerkennung sowie zur 
Kontrolle von Standardvermehrungsgut zugelasse- 
nen Rebsorten an. Es werden die wesentlichen 
morphologischen und physiologischen Merkmale, 
durch die sich die Sorten voneinander unterschei- 
den, festgehalten. Für Sorten, die am 1. Juli 1970 
bereits zugelassen waren, genügt eine Bezugnahme 
auf bestehende Beschreibungen in ampelographi- 
schen Veröffentlichungen." 

Artikel 4 

Nach Artikel 5 werden folgende Vorschriften hin- 
zugefügt: 

„Artikel 5 a 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß eine Sorte 
nur zugelassen wird, wenn sie unterscheidbar, be- 
ständig und hinreichend homogen ist. 

Artikel 5 b 

(1) Eine Sorte ist unterscheidbar, wenn sie sich im 
Zeitpunkt der Anmeldung durch ein oder mehrere 
wichtige morphologische oder physiologische Merk- 
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male von jeder anderen in dem betroffenen Mit- 
gliedstaat zugelassenen oder zur Zulassung ange- 
meldeten Sorte deutlich unterscheidet. 

(2) Eine Sorte ist beständig, wenn sie nach ihren 
aufeinanderfolgenden Vermehrungen in ihren we- 
sentlichen Merkmalen ihrem Sortenbild entspricht. 

(3) Eine Sorte ist hinreichend homogen, wenn sich 
die Pflanzen, aus denen sie sich zusammensetzt - 
von wenigen Abweichungen abgesehen - in bezug 
auf alle zu diesem Zweck festgelegten Unterschei- 
dungsmerkmalen ähnlich sind. 

Artikel 5 c 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß im Zulas- 
sungsverfahren von Sorten, die aus anderen Mit- 
gliedstaaten stammen, dieselben Voraussetzungen 
wie für die nationalen Sorten angewendet werden. 

Artikel 5 d 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die Zu- 
lassung von Sorten und ihre Aufnahme in die natio- 
nalen Kataloge nach amtlichen Prüfungen, insbeson- 
dere Anbauprüfungen, auf eine ausreichende Zahl 
von Merkmalen erfolgt, die es ermöglichen, die 
Sorte zu beschreiben. Für die Feststellung der 
Merkmale sind genaue und zuverlässige Methoden 
anzuwenden. 

Ist bekannt, daß eine Sorte in einem anderen Land 
unter einer anderen Bezeichnung im Verkehr ist, 
so wird auch diese Bezeichnung registriert. 

(2) Nach dem Verfahren des Artikels 17 werden, 
unter Berücksichtigung des Stands der wissenschaft- 
lichen und technischen Erkenntnisse, festgelegt: 

a) die Merkmale, auf welche sich die Prüfungen 
mindestens zu erstrecken haben, 

b) Mindestanforderungen für die Durchführung der 
Prüfungen. 

Artikel 5 e 

(1) Die zugelassenen Sorten werden laufend amt- 
lich überwacht. Ist eine der Voraussetzungenen für 
die Zulassung zur Anerkennung oder Kontrolle nicht 
mehr erfüllt, so wird die Zulassung zurückgenom- 
men und die Sorte im Katalog gestrichen. 

(2) Die Liste sowie ihre jeweiligen Änderungen 
werden der Kommission unverzüglich mitgeteilt, die 
sie den übrigen Mitgliedstaaten übermittelt." 

Artikel 5 

Artikel 6 wird gestrichen. 

Artikel 6 

Die Vorschriften des Artikels 12 Absatz (2) Buch- 
stabe b) werden durch folgende Vorschriften er- 
setzt: 


„(2) Die Mitgliedstaaten können, soweit keine 
Maßnahmen der Kommission nach Artikel 3 Ab- 
satz 4 Buchstabe b) in Kraft getreten sind, vorschrei- 
ben, daß Vermehrungsgut bestimmter Rebsorten von 
bestimmten Zeitpunkten an nur in den Verkehr 
gebracht werden darf, wenn es sich um Vermeh- 
rungsgut handelt, das als Basisvermehrungsgut oder 
Zertifiziertes Vermehrungsgut amtlich anerkannt 
worden ist." 

Artikel 7 

Nach Artikel 12 wird folgender Text hinzugefügt; 

„Artikel 12 a 

Die Mitgliedstaaten tragen Sorge dafür, daß Ver- 
mehrungsgut von Sorten, die für ihr Gebiet oder 
Teile ihres Gebietes nach den Bestimmungen der 

Verordnung des Rates vom über 

die Regeln zur Einrichtung einer Klassifizierung der 
Rebsorten zum Anbau zugelassen sind, hinsichtlich 
ihrer Sorte in ihrem Gebiet keinen Verkehrsbe- 
schränkungen unterliegen." 

Artikel 8 

Nach Artikel 18 werden folgende Vorschriften hin- 
zugefügt: 

„Artikel 18 a 

Ein Mitgliedstaat kann auf seinen Antrag nach 
dem Verfahren des Artikels 17 ganz oder teilweise 
von der Verpflichtung entbunden werden, diese 
Richtlinie anzuwenden, sofern in seinem Hoheits- 
gebiet üblicherweise keine Vermehrung und kein 
Verkehr mit Vermehrungsmaterial von Reben statt- 
finden." 

Artikel 18 b 

Diese Richtlinie gilt unbeschadet der Verordnung 
(EWG) Nr. 234/68 des Rates vom 27. Februar 1968 
über die Errichtung einer gemeinsamen Marktorga- 
nisation für lebende Pflanzen und Waren des 
Blumenhandels." 

Artikel 9 

Die Mitgliedstaaten setzen spätestens am 1. Juli 
1971 die erforderlichen Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften in Kraft, um den Bestimmungen dieser 
Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommis- 
sion hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 93 
vom 17. April 1968, S. 15/23 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 55 
vom 2. März 1968 


Geschehen zu Brüssel, am 
Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


Der Rat hat am 9. April 1968 eine Richtlinie über 
den Verkehr mit vegetativem Vermehrungsgut 
angenommen. 

Diese Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, 
den gewerbsmäßigen Verkehr mit vegetativem Ver- 
mehrungsgut von Reben auf Vermehrungsgut der 
Kategorien „Basisvermehrungsgut", „Zertifiziertes 
Vermehrungsgut" und „Standardvermehrungsgut" 
zu beschränken. Die Richtlinie enthält die Mindest- 
vorschriften für die Kontrolle des Vermehrungs- 
gutes dieser Kategorien und sieht außerdem vor, 
daß in einem Mitgliedstaat anerkanntes oder kon- 
trolliertes Vermehrungsgut hinsichtlich seiner Ei- 
genschaften, der Prüfungsmaßnahmen, der Kenn- 
zeichnung und der Verschließung nur den in dieser 
Richtlinie vorgesehenen Vorschriften unterliegt. 
Den Mitgliedstaaten bleibt jedoch das Recht Vor- 
behalten, und zwar bis ein gemeinsamer Sorten- 
katalog eingeführt wird, den Verkehr auf Vermeh- 
rungsgut von Sorten zu beschränken, die in eine 
Sortenliste eingetragen sind, welche den landeskul- 
turellen Wert für ihr Gebiet zur Grundlage hat. 

Die ursprüngliche Absicht, einen gemeinsamen Sor- 
tenkatalog zu schaffen, hat nunmehr einer neuen 
Konzeption Platz gemacht, die in der Verordnung 
des Rates vom . . Juli 1970 über die Regelung zur 
Errichtung einer Klassifizierung der Rebsorten ent- 
halten ist. 

Dieser Vorschlag geht von dem Grundsatz aus, daß 
für alle Gebiete der Gemeinschaft, in denen Weinbau 
getrieben wird, die dort zum Anbau zugelassenen 
Sorten festgelegt werden. Hieraus ergibt sich ledig- 
lich die Notwendigkeit, daß das Vermehrungsgut 
der Reben in den Mitgliedstaaten frei in den Ver- 
kehr gebracht werden darf, in denen seine Sorte 
zum Anbau zugelassen ist. 

Diesem neuen Prinzip kann durch einige Änderun- 
gen der Richtlinie des Rates vom 9. April 1968 über 


den Verkehr mit vegetativem Vermehrungsgut ohne 
größere Schwierigkeiten Rechnung getragen werden. 
Diese Vorschriften ersetzen den bisherigen Artikel 5 
der Richtlinie und schreiben insbesondere die Ein- 
führung einheitlicher Kriterien und einheitlicher 
Mindestanforderungen für die Durchführung der 
Prüfungen betreffend die Zulassung der einzelnen 
Sorten zu den nationalen Katalogen vor. 

Um die Richtlinie den Prinzipien der Richtlinien 
des Rates vom 14. Juni 1966^) über den Verkehr mit 
Getreidesaatgut und Futterpflanzensaatgut - ge- 
ändert durch die Richtlinien vom 18. Februar 
1969 3) - sowie die Richtlinie vom 30. Juni 1969^) 
über den Verkehr mit Saatgut von öl- und Faser- 
pflanzen anzugleichen, soll der bisherige Artikel 2 
Absatz 2 Buchstabe a) durch neue Vorschriften er- 
setzt werden, die die Möglichkeit vorsehen, daß 
diejenigen Mitgliedstaaten von der Anwendung der 
Richtlinie entbunden werden können, in denen we- 
der eine Vermehrung von noch ein Verkehr mit 
Vermehrungsgut der Reben stattfindet. 

Der vorliegende Entwurf dieser Richtlinie ist das 
Ergebnis der Beratungen mit den Regierungssach- 
verständigen der Mitgliedstaaten. Den auf EWG- 
Ebene zusammengeschlossenen Berufsorganisatio- 
nen ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem Pro- 
blem eines Sortenkatalogs gegeben werden. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 93 
vom 17. April 1968 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 11. Juli 1966 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 48 
vom 26. Februar 1969 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 169 
vom 10. Juli 1969 
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